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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Droht heute nicht auch der Sozialdemokratie eine ähnliche Gefahr wie den einstmals
mächtigen Demokraten, die seinerzeit durch den gleichzeitig geführten Wettkampf mit
Freisinn und Sozialdemokraten dezimiert und vielerorts sogar aufgerieben worden
sind? 
Steht nicht auch ihr, infolge der Konkurrenz des Landesrings und der heftigen Angriffe
einer neuen, radikalen Linken, ein ähnlicher Zweifrontenkrieg nach aussen und
Zersplitterung im Innern bevor? 
Tatsächlich verschärften sich im abgelaufenen Jahr in dieser Partei die Spannungen
zwischen einem mehr evolutionären, auf eine pragmatische Politik eingestellten
rechten und einem mehr ideologisch operierenden, oppositionellen linken Flügel.
Solche Spannungen waren 1966 und 1967 zunächst nur in der Bieler Sektion zum Austrag
gekommen, hatten sich aber hernach auch in der Zürcher Kantonalpartei gleich einem
Wetterleuchten kommender Stürme angemeldet. René Meylan (sp, NE), der Direktor des
sozialistischen Parteiorgans «Le Peuple / La Sentinelle», widmete diesem Zwiespalt,
der ausserdem im Berner Jura (z.B. Spaltung der Sektion Delémont im zusammenhang
mit dem Separatismus, kantonales Volksbegehren der jurassischen Sozialdemokraten
für die Einführung von drei Wochen Ferien gegen die bernische Parteileitung), im
Tessin, im Wallis (Beilegung des Walliser Konflikts) und in verschiedenen
welschschweizerischen Sektionen in mehr oder weniger offenen Zwist übergegangen
war, eine sehr instruktive Artikelfolge. Er versuchte darin der Doppelfunktion der
Sozialdemokratie als Oppositions- und Regierungspartei gerecht zu werden und leitete
daraus ihre Pflicht des permanenten inneren Ausgleichs mit Blick auf das sozialistische
Fernziel ab. (Der Neuenburger Parteikongress vom Oktober wahrte die Einheit der
Partei auf Grund eines antikapitalischten Programmes aber mit deutlicher
Grenzziehung gegenüber der PdA. Der Waadtländer Parteikongress erkor unter fünf
Anwärtern für den Regierungsrat den jüngsten, Pierre Aubert (sp, NE).)

Am instruktivsten für die Ausbalancierung dieser inneren Schwierigkeiten war 1968 das
Geschehen in der Zürcher Partei. An einem ausserordentlichen Parteitag in Uster im
Januar erfolgte zunächst die Abrechnung mit der pragmatischen «Links der Mitte»-
Politik des Parteisekretärs Ueli Götsch (sp, ZH). Es wurde ihr gegenüber geltend
gemacht, die SP müsse als Gesinnungspartei mehr sein als ein «besserer Landesring».
Eine zur Standortsbestimmung eingesetzte Kommission legte dem im November in
Horgen stattfindenden ordentlichen Parteitag ein neues Programm der «radikalen
Demokratie» vor, das den bisherigen Pragmatismus verabschiedet. Nach dem Referat
des eigentlichen Spiritus rector dieser Neuorientierung, Fritz Heeb (sp, ZH), soll die
Zürcher Sozialdemokratie, um ihr verlorengegangenes Profil wiederzugewinnen, hinfort
eine Politik der «offensiven gesellschaftlichen Veränderungen» betreiben. Ihr Ziel sei
es, den heutigen Menschen von der Manipulation durch anonyme Mächte zu befreien,
handle es sich nun um die Beseitigung einer wirtschaftlichen Oligarchie, welche die
Demokratie aushöhle, oder um die Schaffung einer neuen, radikalen Hochschule, die als
Modell einer radikalen Demokratie zu betrachten sei. Mit diesen offensichtlichen
Anleihen bei der «Neuen Linken» und der daraus folgenden Reideologisierung der
Politik hofft man, das Vertrauen der rebellischen Jugend neu zu gewinnen. Man verband
mit dieser Linksschwenkung eine personelle Erneuerung der Parteispitze (Rücktritt von
Parteisekretär U. Götsch (sp, ZH); Wahl eines Dreierpräsidiums, bestehend aus
Kantonsratspräsident Hans Storrer (sp, ZH), Fritz Heeb (sp, ZH) und Theo Keller (sp, ZH),
Winterthur).

Dass der Widerspruch zwischen dem sog. «Partei-Establishment» und den
oppositionellen Kreisen durch programmatische Aktionen und personelle
Veränderungen nicht so ohne weiteres aus der Welt geschafft werden kann, bewies
indessen der Parteitag der schweizerischen Partei in Basel vom 15./16. Juni, von dessen
Verlauf die Schlagzeile «pression d'une» base «dynamique sur le comité directeur du
parti» noch verhältnismässig zurückhaltend Zeugnis ablegt. Selbst ein zurückhaltender
Beurteiler wie Max Weber (sp, BE) gestand, dass dieser Parteitag «wahrscheinlich der
heftigste war» seit der Zeit, «da es um die Frage der Landesverteidigung und um die
Beteiligung am Bundesrat ging». 
Dem Kongress lagen gegen 90 Anträge von Sektionen vor, darunter sehr radikale, von
denen freilich extreme (z.B. der Antrag, einen Teil der Militärkredite für die
Entwicklungshilfe zu verwenden) abgelehnt wurden. Die Parteileitung sah sich dabei

ANDERES
DATUM: 31.12.1968
ERICH GRUNER
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verschiedentlich in Minderheit versetzt. Das Hauptresultat lässt sich kurz dahin
zusammenfassen, dass die Partei verpflichtet wurde, zwei Volksbegehren in die Wege
zu leiten. Das eine, das auch die Unterstützung des Vorstandes fand, soll ein
umfassendes System der sozialen Sicherheit begründen, in dem die Alters- und
Hinterlassenenversicherung (AHV) in eine Volkspension umzugestalten wäre (mit Renten
von 60 Prozent des früheren Einkommens), in dem aber auch die Versicherung gegen
Krankheit und Unfall zentral und obligatorisch zu ordnen wäre. 
Das zweite, das mit 196 gegen 139 Stimmen gegen die Parteileitung durchgesetzt wurde,
sieht die Umwandlung der Wehrsteuer in eine allgemeine Bundessteuer mit Entlastung
der unteren Einkommensklassen und scharfer Progression vor. 1

Einer eigentlichen Zerreissprobe musste sich die Partei aufgrund der Revision des
Raumplanungsgesetzes aussetzen. Die CVP verhalf im Sommer dem revidierten Gesetz
im Parlament zum Durchbruch. Dies allerdings zum grossen Ärger der Walliser
Kantonalsektion, deren Kanton aufgrund der Ausscheidung von besonders grossen
Bauzonen am meisten vom neuen Gesetz zu befürchten hatte. Die Sektion Unterwallis –
nota bene Herkunft des Parteipräsidenten – drohte gar mit dem Austritt aus der CVP
Schweiz, sollte die nationale Partei das geplante Referendum nicht unterstützen.
Darbellay war in der Zwickmühle, da er nach seiner Rücktrittsankündigung im April
offen mit einem Regierungssitz im Wallis liebäugelte. Wollte er sich die Chancen für die
Wahlen 2017 (wohl noch nicht 2013) wahren, durfte er sich in seinem Kanton nicht zu
viele Feinde machen. Prompt wurde ihm innerhalb der nationalen Partei vorgeworfen,
die Interessen des eigenen Kantons über die Parteiinteressen zu stellen. Mitte
November entschied der Unterwalliser CVP-Präsident Michel Rothen dann aber, nicht
über einen Austritt abstimmen zu lassen. Man müsse die Probleme am
Verhandlungstisch lösen. Die Mutterpartei habe zudem einige positive Signale ins Wallis
geschickt. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.06.2012
MARC BÜHLMANN

Die kantonalen Gesamterneuerungswahlen 2013 dürften der FDP nicht in guter
Erinnerung bleiben. Per Saldo verloren die Freisinnigen in den vier Kantonen, in denen
Parlamentswahlen stattfanden, nicht weniger als 14 Sitze. Herbe Verluste mussten sie in
der Westschweiz hinnehmen: Im Kanton Genf verlor die FDP sieben Mandate und im
Kanton Neuenburg deren sechs. Auch im Kanton Solothurn büsste die FDP einen Sitz
ein. Trösten konnten sich die Freisinnigen daran, dass sie in diesen drei Kantonen trotz
teilweise massiver Wählerverluste noch immer die stärkste Kraft in der kantonalen
Legislative blieben. Einzig im Kanton Wallis gelang es der FDP, trotz Misserfolg der
deutschsprachigen FDP Oberwallis, ihre Sitze zu halten. Die Sitzverluste führten dazu,
dass sich der Abstand zur SVP, die mit 562 aller 2'559 kantonalen Sitze Ende Berichtjahr
nach wie vor am stärksten in den kantonalen Parlamenten vertreten war, vergrösserte.
Die FDP war diesbezüglich aber mit total 530 Mandaten immer noch zweitstärkste
Partei.

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.03.2013
MARC BÜHLMANN

Das im Vorjahr verzeichnete Formtief der SVP bei kantonalen Parlamentswahlen wurde
im Berichtjahr wieder gedreht. Verlor die Partei 2012 bei den in acht Kantonen
stattfindenden Gesamterneuerungswahlen per Saldo noch 22 Sitze, so schlug Ende 2013
ein Gewinn von gesamthaft 18 Sitzen zu Buche. Insbesondere in den Kantonen Wallis (+9
Sitze) und Neuenburg (+ 6 Sitze) war die Ernte reich. Auch in Genf gewann die
Volkspartei trotz Konkurrenz durch den MCG zwei und in Solothurn einen zusätzlichen
Sitz. Insgesamt hielt die SVP mit 562 aller 2 559 kantonalen Parlamentsmandate
(exklusive AI) mehr als ein Fünftel aller kantonalen Sitze. 3

WAHLEN
DATUM: 02.05.2013
MARC BÜHLMANN

Schwere Niederlagen musste die FDP im Berichtjahr auch bei den kantonalen
Regierungswahlen einstecken. In Genf verlor der Freisinn eines und in Neuenburg
gleich zwei der jeweils ursprünglich drei Exekutivmandate. Während die FDP in
Neuenburg für verschiedene politische Skandale richtiggehend abgestraft wurde,
konnte der Verlust der Regierungsbeteiligung im Kanton Wallis mit der „Steinaffäre“ um
Christian Varone und mit der erstarkten SVP erklärt werden. Bei Ersatzwahlen im
Kanton Basel-Landschaft verzichtete die FDP darauf, ihren zurücktretenden
Regierungsvertreter zu Gunsten einer Regierungsbeteiligung der SVP zu ersetzen. Einzig
im Kanton Appenzell Ausserrhoden, wo die FDP eine politische Macht ist, konnte auf
Kosten der SVP ein sechster von sieben Regierungssitzen erobert werden. Ohrfeigen

KANTONALE POLITIK
DATUM: 23.05.2013
MARC BÜHLMANN
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musste die FDP auch bei kommunalen Exekutivwahlen einstecken. So wurde der
langjährige FDP-Sindaco von Lugano abgewählt und durch einen Lega-Politiker ersetzt
und bei Ersatzwahlen in der bereits stark links gefärbten Stadt Zürich verlor die FDP
ihren Sitz an die Alternative Linke. Die Verluste bei den Exekutivwahlen wurden in der
Presse auch auf einen Mangel an überzeugenden Köpfen zurückgeführt. Der Freisinn
müsse mehr in den Nachwuchs investieren. Die Personalpolitik in den
Kantonalsektionen wurde von Präsident Philipp Müller im Hinblick auf die Wahlen 2015
als zentrales Projekt forciert. Trotz der Niederlagen blieb die FDP Ende Berichtjahr die
stärkste Regierungskraft in den Kantonen. 26,9% der Exekutivsitze (42 von total 156
Sitzen) waren in freisinniger Hand. 4

Im Kanton Wallis bestanden seit den späten 1970er Jahren – getrennt durch die
Sprache – zwei freisinnige Parteien. Während die französischsprachige FDP Unterwallis
die grösste Fraktion im Kantonsparlament stellt und auch auf kommunaler Ebene stark
verankert ist, litt die jüngere, deutschsprachige FDP Oberwallis seit einigen Jahren an
der Konkurrenz durch die SVP. Befördert durch das Debakel bei den Regierungswahlen,
wurde eine Fusion der beiden Sektionen zu einer konsequent zweisprachigen
Kantonalpartei beschlossen – ein Novum im Kanton Wallis. Am 12. September wurde der
Zusammenschluss beschlossen. Der Aufbruch ging zudem mit einem
Generationenwechsel einher. Neuer Präsident wurde der 29-jährige Xavier Mottet, dem
drei Vizepräsidenten aus den Regionen Unter-, Mittel- und Oberwallis zur Seite gestellt
wurden. Fortan wolle man durch volksnahere Politik in der Opposition die elektorale
Basis wieder ausbauen. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.09.2013
MARC BÜHLMANN

In drei der vier im Berichtjahr stattfindenden kantonalen Parlamentswahlen musste die
SP Sitzverluste hinnehmen. In den Kantonen Neuenburg und Wallis gingen je drei, im
Kanton Solothurn ein Sitz verlustig. Einzig im Kanton Genf konnten die Genossen an
Wähleranteilen zulegen, was sich allerdings nicht in Sitzgewinne ummünzen liess;
immerhin konnte man die 15 Sitze halten. Ende Berichtjahr hielt die SP nach den per
Saldo 8 Sitzverlusten von den 2'559 kantonalen Legislativmandaten noch deren 452
(17,7%); das sind die viertmeisten Sitze hinter der SVP (562 Sitze), der FDP (530 Sitze)
und der CVP (460 Sitze).

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.10.2013
MARC BÜHLMANN

Einen Erfolg konnte die SP bei den kantonalen Regierungswahlen in Neuenburg feiern,
wo sie mit einem zusätzlichen Sitz die Regierungsmehrheit von drei Mandaten eroberte.
Ihren jeweiligen Regierungssitz verteidigen konnten die Genossen in den Kantonen
Genf, Solothurn und Wallis. Die Angriffe bei Ersatzwahlen in Basel-Landschaft und
Freiburg waren jedoch jeweils sehr knapp nicht erfolgreich. Insgesamt konnte die SP
damit ihren Regierungsanteil in den Kantonen leicht ausbauen. Die Genossen besetzen
33 von total 156 Exekutivsitzen. Nur die FDP (42 Sitze) und die CVP (39 Sitze) haben eine
stärkere kantonale Regierungsbeteiligung.

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.10.2013
MARC BÜHLMANN

Die Regierungsmandate der FDP konnten im Berichtjahr bei den sechs kantonalen
Gesamterneuerungswahlen für die Exekutive konsolidiert werden. In den drei
Kantonen (GL, NW, OW), in denen jeweils ein FDP-Regierungsmitglied zurücktrat,
konnten die Sitze ohne Probleme verteidigt werden. Auch alle Bisherigen wurden,
teilweise bravourös, bestätigt. Damit konnte die Baisse vom Vorjahr, als der Freisinn
gleich fünf Exekutivmandate abgeben musste, vergessen gemacht werden. Mit 42 der
insgesamt 156 kantonalen Exekutivsitze blieb denn die FDP auch 2014 die stärkste
kantonale Regierungskraft knapp vor der CVP, die Ende 2014 total 39 Sitze hielt. Nur in
den Kantonen Wallis und Appenzell Innerrhoden waren die Freisinnigen nicht in der
Regierung vertreten.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN
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Linke und ökologische Parteien

Zwar waren die Grünliberalen im Wallis bei den kantonalen Gesamterneuerungswahlen
nicht angetreten, in den drei anderen Kantonen, in denen das Parlament neu gewählt
worden war, führte die Partei ihren Siegeszug aber fort. In Solothurn trat die GLP zum
zweiten Mal an und konnte ihre Sitzzahl von zwei auf vier verdoppeln. Während im
Kanton Neuenburg auf Anhieb fünf Sitze erobert werden konnten, reichten die 3,1%
Wähleranteil im Kanton Genf nicht für einen Sitzgewinn. Neuenburg ist neben Freiburg
und Waadt der dritte mehrheitlich französischsprachige Kanton, in dem sich die GLP im
Parlament etablieren konnte. Damit sind die Grünliberalen in mehr als der Hälfte der
Kantone in der Legislative mit insgesamt 80 Sitzen (von total 2 559 exklusive AI)
vertreten (ZH, BE, LU, ZG, FR, SO, BS, BL, SH, SG, GR, AG, TG, VD, NE), wobei die beiden
Sitze im Kanton Schaffhausen durch einen Parteiwechsel der Vertreter der ÖBS zur GLP
zustande kamen. Im Tessin konnte die GLP auch auf kommunaler Ebene – die
Grünliberalen traten für die Wahlen in Lugano an – bisher noch nicht Fuss fassen. Nach
wie vor kein Erfolg war der GLP auch bei Regierungswahlen beschieden. Zwar schickte
man bei den Erneuerungswahlen im Kanton Genf und bei den Ersatzwahlen im Kanton
Basel-Landschaft jeweils einen Kandidierenden ins Rennen, beide hatten allerdings
keine Chance.

WAHLEN
DATUM: 06.03.2013
MARC BÜHLMANN

Im Frühjahr 2022 mussten die Walliser Grünen innert weniger Monate die
Parteiaustritte des Grossrats Frédéric Carron und dreier Grossrats-Suppleantinnen
hinnehmen. Stein des Anstosses waren unterschiedliche Positionen zum Umgang mit
der Covid-19-Pandemie. Während die Partei die Massnahmen des Bundes und des
Kantons zur Eindämmung der Pandemie mehrheitlich befürwortete, lehnten die drei
Dissidentinnen und Carron diese ab. Letzterer war auch Mitunterzeichner einer Motion
im Walliser Parlament, die einen Entschädigungsfonds für Personen forderte, welche an
Nebenwirkungen der Covid-19-Impfung litten. Die Partei warf ihrem Grossrat daraufhin
vor, falsche Zahlen und Fakten zu verbreiten. Nach einer mehrere Monate dauernden
Mediation kam es schliesslich zur Trennung. Gemäss den Darstellungen in der Presse
hatte letztlich die Partei auf diesen Schritt gedrängt, während sich die Abweichlerinnen
und Abweichler einen Verbleib in der Partei hätten vorstellen können, solange sie an
ihren öffentlichen Positionsbezügen zur Pandemiepolitik hätten festhalten können.
Während zwei der Ausgetretenen auch als Suppleantinnen zurücktraten, hielten Carron
und eine Suppleantin an ihren Ämtern fest und traten im Grossen Rat fortan als
Fraktionslose auf. Ein Jahr nach ihrem Austritt bei den Grünen verhandelten sie über
einen Anschluss als Parteilose an die SVP-Fraktion, der letztlich aber nicht zustande
kam. Die beiden hatten eine Umbenennung der Fraktion beispielsweise in «SVP und
Unabhängige» gefordert, sodass sie im Namen der Fraktion als separate Entität
erkennbar würden. Die SVP-Fraktion wollte diese Bedingung jedoch nicht erfüllen,
obwohl sie mit den beiden neuen Mitgliedern Anspruch auf zwei zusätzliche
Kommissionssitze hätte erheben können. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.05.2022
HANS-PETER SCHAUB

Konservative und Rechte Parteien

Im Kanton Baselland haben sich innerhalb der CVP die Christlichsozialen zu einer
Arbeitsgruppe zusammengeschlossen. Ziel dieser Gruppe ist es, die kantonale
Mutterpartei auf eine Politik der Ökologie und der Solidarität zu verpflichten. Insgesamt
existieren damit christlichsoziale Arbeitsgruppen resp. Bewegungen und Parteien in
den Kantonen Baselland, Freiburg, Graubünden, Jura, Obwalden, St. Gallen, Solothurn,
Thurgau, Wallis und Zürich. Die 1957 gegründete Christliche Sozialbewegung (CSB), die
im wesentlichen von der Christlichsozialen Parteigruppe, dem Christlichnationalen
Gewerkschaftsbund und der Katholischen Arbeitnehmerbewegung getragen wird, hat
sich ein neues Leitbild mit Einbezug aller aktuellen gesellschaftlichen Themen, wie z. B.
Umweltpolitik, Gleichberechtigung oder Friedenspolitik, gegeben. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Wallis wurde die UDF-Sektion neu lanciert. Die im Jahr 2000 gegründete
Kantonalsektion war seither inaktiv gewesen. Mitte März wurde sie in Martigny
wiederbelebt. 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 10.03.2012
MARC BÜHLMANN
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Der ehemalige Nationalrat Yannick Buttet (cvp/pdc, VS) wurde im November 2021 der
sexuellen Belästigung schuldig gesprochen und zu einer bedingten Geldstrafe verurteilt.
Die Strafanzeige gegen Buttet war im September 2020 von der Walliser Lokalpolitikerin
Laude-Camille Chanton (VS, fdp/plr) eingereicht worden, woraufhin Buttet von einer
erneuten Kandidatur als Gemeindepräsident seiner Gemeinde Collombey-Muraz absah.
Bereits im August 2018 war Buttet in einem anderen Fall wegen Nötigung und
unrechtmässiger Aneignung verurteilt worden. Das Bekanntwerden jenes Falls hatte zur
«Buttet-Affäre» und zu seinem Rücktritt aus dem Nationalrat sowie aus dem
Vizepräsidium der CVP Schweiz geführt; an seinem Amt als Gemeindepräsident hatte er
damals indessen noch festgehalten. 9

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 22.11.2021
HANS-PETER SCHAUB

1) PS, 12.1.-9.2., 17.6., 14.10. und 7.12.68; Bund, 14.1., 18.1.68; NBZ, 17.1.68; NZ, 18.1., 15.6. 16.6. und 17.6.68; TdG, 18.1., 17.6.68;
Vr, 29.1., 17.6. und 25.11.68; BN, 3.2., 4.2., 17.6. und 19.6.68; NZZ, 6.2., 19.6., 10.12. und 15.12.68; Tw, 17.6., 19.6.68; Vat, 17.6.68;
TdL, 25.11.68; GdL, 23.12.68.; Profil, 1968, S. 1 ff.; Profil, 1969, S. 4.; Weltwoche, 1829/1968
2) AZ, 26.6.12; NLZ und NZZ, 27.6.12; Blick und LT, 29.6.12; NZZ, 23.8.12; BZ, 25.8.12; NZZ, 9.11.12; TA, 10.11.12; AZ, 13.11.12; TA,
14.11.12; Presse vom 15.11.12.
3) NZZ, 2.5.13
4) NZZ, 28.4., 11.5. und 23.5.13
5) NZZ, 11.5., 22.8. und 14.9.13.
6) NF, 23.12.21, 22.2., 17.5.22, 28.3., 25.4.23
7) Vat. vom 9.11.90, 12.11.90 und 24.12.90
8) NF, 10.3.12.
9) TA, 23.11.21
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